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Maßgebliche Norm: 
§11 Abs. 2-4 FGO
(2) Der Große Senat entscheidet,

wenn ein Senat in einer Rechts-

frage von der Entscheidung eines

anderen Senats oder des Großen

Senats abweichen will.

(3) Eine Vorlage an den Großen

Senat ist nur zulässig, wenn der

Senat, von dessen Entscheidung

abgewichen werden soll, auf An-

frage des erkennenden Senats er-

klärt hat, dass er an seiner Rechts-

auffassung festhält. Kann der

Senat, von dessen Entscheidung

abgewichen werden soll, wegen

einer Änderung des Geschäftsver-

teilungsplanes mit der Rechtsfrage

nicht mehr befasst werden, tritt der

Senat an seine Stelle, der nach

dem Geschäftsverteilungsplan für

den Fall, in dem abweichend ent-

schieden wurde, nunmehr zustän-

dig wäre. Über die Anfrage und die

Antwort entscheidet der jeweilige

Senat durch Beschluss in der für

Urteile erforderlichen Besetzung.

(4) Der erkennende Senat kann

eine Frage von grundsätzlicher Be-

deutung dem Großen Senat zur

Entscheidung vorlegen, wenn das

nach seiner Auffassung zur Fortbil-

dung des Rechts oder zur Siche-

rung einer einheitlichen Rechtspre-

chung erforderlich ist.

Erfordernis einer Divergenzanfrage

I. Sachverhalt und Problemstellung
§ 11 FGO regelt die Zuständigkeit des Großen
Senats. Der erkennende Senat darf gem. § 11
Abs. 4 FGO Rechtsfragen von grundsätzlicher
Bedeutung zur Entscheidung vorlegen. Eine
Spezialregelung enthält § 11 Abs. 2 FGO.
Demnach trifft den erkennenden Senat eine
Vorlagepflicht, wenn er von der Rechtspre-
chung eines anderen Senats abweichen will. In
diesem Fall ist eine Vorlage allerdings nur bei
fortbestehender Divergenz zulässig, wenn der
Senat, von dessen Rechtsprechung abgewi-
chen werden soll, auf Anfrage erklärt hat, an
seiner Rechtsprechung festhalten zu wollen.
Der Vorlagebeschluss erging zur Entbehrlich-
keit einer solchen Anfrage. Gem. § 11 Abs. 3
S. 2 FGO ist die Anfrage nicht an den Senat zu
richten, von dessen Rechtsprechung abgewi-
chen werden soll, sondern an den Senat, der
nach dem Geschäftsverteilungsplan für den
Fall, in dem abweichend entschieden wurde,
nunmehr zuständig wäre. Der vorlegende 
VI. Senat will von der Rechtsprechung des 
III. Senats abweichen. Der VI. Senat ist nun-
mehr nach der Geschäftsverteilung des BFH
für Fragen der außergewöhnlichen Belastung
zuständig – „wenn nur diese streitig“ sind.
Vorher lag diese Zuständigkeit beim III. Senat.
Der VI. Senat vertritt die Auffassung, dass er
keine Anfrage beim III. Senat stellen muss, da
dieser gem. § 11 Abs. 3 S. 2 FGO aufgrund
des Geschäftsverteilungsplans mit Rechtsfra-
gen der außergewöhnlichen Belastung nicht
mehr befasst werden kann. Würde die Rechts-
auffassung des VI. Senats zutreffen, hätte dies
zur Folge, dass nicht nur die Anfragepflicht
sondern auch die Vorlagepflicht an den Großen
Senat entfiele. 

II. Entscheidung des Großen Senats
Der Große Senat hat entschieden, dass der 
VI. Senat eine Divergenzanfrage beim 
III. Senat stellen muss. Bereits zur Vorgänger-
regelung, die noch keine Anfragepflicht ent-
hielt, hat der Große Senat entschieden, dass
eine Vorlagepflicht nur dann ausscheide, wenn
der erkennende Senat nach der Geschäftsver-
teilung nunmehr für die Bearbeitung eines ab-
geschlossenen Rechtsgebietes allein zustän-
dig sei. Daran habe sich inhaltlich durch die
Neuregelung, nach der der Vorlage eine An-
frage vorausgeht, nichts geändert. Eine andere
Auslegung widerspreche auch dem Wortlaut

des § 11 Abs. 3 S. 2 FGO, der von einer Anfra-
gepflicht beim vormals zuständigen Senat nur
dann absieht, wenn dieser mit der Rechtsfrage
nicht mehr befasst werden kann. Da der vor-
mals zuständige Senat weiterhin in Verfahren,
in denen es nicht ausschließlich um Rechtsfra-
gen der außergewöhnlichen Belastung geht,
mit Rechtsfragen zur außergewöhnlichen Bela-
stung befasst werden kann, wäre es sinnwid-
rig, eine Anfrage- und Vorlagepflicht zu vernei-
nen, da § 11 Abs. 2 FGO gerade die Einheit-
lichkeit der Rechtsprechung gewährleisten soll. 

III. Bewertung und 
praktische Bedeutung
Die besseren Argumente sprechen in der Tat
für eine Anfrage- und Vorlagepflicht des erken-
nenden Senats, auch wenn dadurch der Ge-
schäftsverteilungsplan des BFH ein Stück weit
entwertet wird.  Die vom Großen Senat ange-
strebte Einheitlichkeit der Rechtsprechung ist
jedoch in der Praxis zu begrüßen, da sich an-
dernfalls die zwischen den einzelnen BFH-Se-
naten zu erwartenden Rechtsprechungsdiver-
genzen sehr wahrscheinlich auf
Finanzgerichtsebene fortsetzen würden. 
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